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Zwei und Zwanztgſter Jahrgang.

3. Quartal. Sonnabend den 1. Juli 1848.
mm DEDJDer Abgeordnete des Maſeburger Kreiſes i in Berlin,

Herr Srtsrichter Neubarth, hat uns Nachſtehendes überſandt:
2c. Beiliegend überſende ich J Jhnen eine Zuſammenſtel

lung derjenigen Vorſchläge, die mir zum großen Theil in
der Form von Petitionen unſeres Kreiſes zugekommen ſind,
und deren Beförderung und Begründung ich bereits ausge
führt habe, und bei der ſpeciellen Berathung noch weiter
auszuführen gedenke.

Sollte es Jhnen genehm ſeyn, ſo erlaube ich mir die
Bitte an Sie, dieſe Zuſammenſtellung Jhrem Blatte einzu
verleiben, dainit meine geehrten Committenten erſehen wie
weit ich in der Zeit, in welcher die öffentliche Thätigkeit un
ſerer Verſammlung nur gering ſeyn konnte, für deren Wohl
d die habe. Vielleicht würde dies auch den Erfolg haben,
daß diejenigen, welche in den angegebenen Punkten ihr Intereſſe
noch nicht gewahrt finden, mich davon noch in Kenntniß ſetzten.

Gleichzeitig überſende ich Jhnen zwei Programme,
welche die politiſchen Schattirungen unſerer Parthei aus-
drücken ſollten Sie auch davon öffentlichen Gebrauch ma-
chen wollen, ſo ermächtige ich Sie dazu. Das zweite derſelben liegt noch zu Unterſchriften offen obgleich ſich außer
mir bereits 130 Abgeordnete unterzeichnet haben, von denen

ich Jhnen hier einige nenne e.
Grabow, Eſſer, Banumſtark, Keichenſperger, Ullrich,

von Brünneck, Viedel, Bauer, Niemeyer er.
Hohe Verſammlung!

Aus dem Merſeburger Kreiſe ſind mir aus ſehr vielen
Ortſchaften Petitionen von faſt gleichmäßigem Jnhalte der
ſelben, aber in ſehr verſchiedener Reihenfolge übergeben
worden, mit dem Auftrage, dieſelben der hohen Verſamm-
lung zu überreichen und zu befürworten. Jch thue dies hier
mit, indem ich den verſchiedenartigen Jnhalt nach folgenden
Hauptpunkten zuſammenfaſſe.

Gemeindeverfaſſung.1) Freie Wahl ſämmtlicher Gemeindevorſteher mit ſechs-
jährigem Wechſel 2) Einführung von Kreistagen mit
gleichmäßiger Bertretung des bäuerlichen Standes auf
denſelben. 3) Selbſtſtändige Verwaltung des Kirchene,
Armenkaſſen- und Kommunal- Vermögens unter Ver
antwortlichkeit der Beamten vor der Gemeinde und
jährlicher Rechnungslegung vor dem Kreiſe. 4) Auf-
hebung aller noch vorhandenen Servituten. 5) Unver-
äußerlichkeit des durch die Separation jedem Hauſe
zufallenden Ackerlandes. 6) Verpflichtung der Guts-herren, jedem Dreſcherhauſe, welches kein Gemeinde-
recht hat, von dem Acker des betheiligten Gutes etwas
Gartenland zu überweiſen. 7) Verpflichtung ſämmt-

licher Gemeindeglieder incl. aller Gutsbeſitzer nach
Verhältniß ihres Beſitzes zur Erhaltung und Jnſtand-
ſetzung der Kommunal Wege. 8) Verpflichtung der

1)

1)

e

Miethgeber, zur Aufnahme fremder M iethsleute die

Erlaubniß der Gemeinde einzuholen, widrigenfalls ih
nen deren ſpätere Unterbringung obliegt.

II. Recht sverfaſſung.
Aufhebung der Patrimonial- Gerichte und des eximirten
Gerichtsſtandes.
III. Grund- und Bodenverhältniſſe.

Aufhebung aller Jagdberechtigung. Abſchaffung
aller Frohnen, Frohnegelder, Hufengelder und der ſo
enannten Surrogatgelder. 3) Wegfall aller Lehnen,

Erbz zinſen und Zehnten. 4) Aufhebung der Straßen-
frohne. 5) Uneingeſchränkte Benutzung der bisher
von dem Chauſſee Fiscus genutznießten Chauſſeegrä-
ben, da dieſelben von unſern Grundſtücken genommen
und uns in keiner Weiſe vergütet worden ſind.

Beſonderer Antrag der Gemeinde Schotterei g. 12.
IV. Gewerbeverhältniſſe.

Aufhebung der Abdeckereigerechtigkeit.
der neuen Gewerbeordnung von 1845.

V. Steuerweſen.
Gleichmäßige Beſteuerung aller Grundſtücke. Ein-
führung der Einkommenſteuer. 3) Berminderung der
Klaſſenſteuer durch mehrere Abſtufungen in den Veran-
lagungsliſten. 4) Ermäßigung des Salzpreiſes. 5)
Ermäßigung der Bierſteuer, Stempelſteuer und der ge
richtlichen Koſten.

VI. Kirchen und Schulverhältniſſe.Beſetzung der Pfarr und Schulſtellen durch die Ge
meinden. 2) Fixirung der Geiſtlichen und Schullehrer.3) Ab ſchaffüng der Stolgebühren der Geiſtlichen gegen
Entſchidionng 4) Gleichmäßiger Beitrag der Nitter

und Freigüter mit den übrigen Gemeinden zu Kirche,
Pfarre und Schulbauten. 5) Gründung eines Fonds
durch jährliche Zuſchüſſe Seitens der Kirchen und
Schulgemeinde, zur Beſtreitung der Bauten an Kirche,
Schul und Pfarrgebäuden, um allen in dieſer Bezie
hung ginnen den Mißverhältniſſen zwiſchen Gemein-
den, Geiſtlichen und Regierungsbehörden vorzubeugen
und dieſelben zu beſeitigen. 6) Aufhebung der bishe-
rigen Befreiung des geiſtlichen Grundbeſitzes von den
Separationslaſten. Firirte Schullehrerſtellen haben
bei eintretender Separation kein Recht an Bodenver-
größerung.

VII. Armenverhältniſſe.

Verbeſſerung

1) Erleichterung und Aufhebung des Schulgeldes für alle
die unter 5 Sgr. Klaſſenſteuer zahlen. 2) Tarermä-
ßigung der Aerzte. 3) Armenapotheken. 4) Aufhe-
bung des Hausgenoſſen Schutzgeldes.

VIII. Jnsgemein.Anwendung v Ediets vdn 30. October 1810 über

die Einziehung ſämmtlicher geiſtlicher Güter, auf Ver-
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wendung der dadurch gewonnenen Mittel zum Beſten
des Volksunterrichts, des Dom-Kapituls zu Merſeburg.
2) Tilgung der Stiftiſchen Schulden Seitens des Stag-
tes. 3) Verminderung der hohen Gehalte im Mili-
tair- und Civilſtande. 4) Beſchwerdeſchrift von 7
Hausbeſitzern aus Spergau, deren Häuſer, ungeachtet
ſie auf Pfarrgrundſtücken aufgebauet und deshalb mit
verſchiedenen Abgaben belegt worden, im Jahre 1827
noch mit 3 bis 33 Steuerſchock belaſtet ſind. Dieſel-
ben bitten um Abnahme der neu aufgelegten Laſten.

Volksverſammlung zu Reinsdorf von 14 Ortſchaften.
Gemeinde Zöllſchen und 50 Ortſchaften.

Schladebach, Saline Dürrenberg und 59 Ort-
ſchaften.
Biſchdorf und 9 Ortſchaften.
Niederbeung und 3 Ortſchaften.
Benndorf und 3 Ortſchaften.
Schotterei.

7 Hausbeſitzer aus Spergau.
Neubarth, Ortsrichter,

Abgeordneter des Merſeburger Kreiſes.

v n n

Programm.1) Wir erkennen an, daß wir den Ereigniſſen des 43. März
den Urſprung eines neuen öffentlichen Rechtszuſtandes in
Preußen zu verdanken haben.

2) Wir erkennen an, daß das in Folge dieſer Ereigniſſe
erlaſſene, durch die thatſächliche Zuſtimmung des geſammten
preußiſchen Volks zur höchſten Geſetzlichkeit erhobene Wahl-
geſetz vom 8. April e. der Rechtsboden der gegenwärtigen
preußiſchen Nationalverſammlung iſt.

3) Wir behaupten, daß wir auf Grund dieſes Geſetzes
mit der Krone gleichberechtigte Vertragende zur Vereinba-
rung der neuen Staatsverfaſſung ſind, und folgern daraus

a) daß die Krone nicht das Recht der Auflöſung unſerer
Verſammlung, wohl aber dieſe das Recht des Beiſam-
menbleibens bis zur erfolgten Vereinbarung hat,

b) daß es der Verſammlung frei ſteht, auch ihrerſeits der
Krone einen Verfaſſungsentwurf vorzulegen.

4) Wir ſchöpfen den Begriff der Staatsverfaſſung aus
den Bedürfniſſen der Geſellſchaft, und erkennen es daher
als den Zweck unſerer Vereinbarung, nicht blos die höchſten
Staatsgewalten zu organiſiren, ſondern die ſtaatliche Geſell-
ſchaft zu conſtituiren. Wir ziehen daher außer den Gegen-
ſtänden, welche der uns vorgelegte Entwurf enthält oder
vorbehält, noch in unſre Aufgabe, Beſtimmungen über die
Freiheit des Eigenthums, eine volksthümliche Gerichtsver-
eng die Gemeindeverfaſſung in ihren engern und wei-
tern Verbänden, die Steuerverfaſſung, das Wahlgeſetz, Be
ſtimmungen über Domainen und Regalien, über das Ver-
hältniß der Kirche zum Staat, über den öffentlichen Unter
richt, eine Wehrverfaſſung, ein Geſetz über die Verantwort-
lichkeit ſämmtlicher Verwaltungsbeamten, und zwar nicht
auf Grund der uns gleichfalls übertragenen reichsſtändiſchen
Befugniſſe, ſondern auf Grund des Theils unſeres Auftrags,
der auf Vereinbarung einer Verfaſſung lautet.

5) Die zu vereinbarende Verfaſſung hat von dem Grund-
ſatz auszugehen, daß König und Volk zuſammen die Sou-
ver inität ausüben, jeder mit demjenigen Antheil, der durch
die Verfaſſung ſelbſt feſtgeſtellt wird.

6) Die höchſte geſetzgebende Gewalt ſoll zwiſchen Kö-
nig und Volk ſo getheilt werden, daß Erſterem ein auf-
ſch ebendes Veto zuſteht.

7), Das Volk übt ſeinen Theil der geſetzgebenden Ge
walt überall durch Vertreter aus.
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8) Dieſelben gehen nur durch Wahlen aus dem Volke
hervor.

9) Jeder unbeſcholtene 24jährige Preuße hat das active
Wahlrecht; ob das paſſive Wahlrecht durch ein höheres Al-
ter zu beſchränken, ferner ob directe oder indirecte Wahlen,
bleibt offene Frage.

10) Ob die Volksvertretung, wo ſie Organ der höchſten
geſetzgebenden Gewalt iſt, in einer oder in zwei Kammern
berathen oder beſchließen ſoll, bleibt offene Frage, voraus-
geſetzt, daß die Mitgliedſchaft der erſten Kammer auf keinem
Vorrecht oder Privilegium beruht.

Berlin, den 3. Juni 1848.
Ahlich, Hildenhagen, Moritz, Vodbertus, v. Putt-
kammer Thümmel, Schulze, Delitzſch, Karozynowski.

Programm.
1) Wir behaupten, daß die erbliche conſtitutionelle Mo

narchie nachdem durch die ſtattgehabte Umwälzung in
Verbindung mit der Königlichen Einwilligung der Abſolu-
tismus geſtürzt worden die rechtlich beſtehende Verfaſſung
unſeres Landes iſt.

2) Wir behaupten, daß der Rechtsboden, auf dem die
National Verſammlung ruht, in dem Wahlgeſetz vom 8.
April e. begründet iſt, daß dieſelbe aber ihre Aufgabe nur
dann für gelöſet erachten kann, wenn bei der Vereinbarung
des Staatsgrundgeſetzes die Grundzüge für alle damit in
Verbindung ſtehenden organiſchen Geſetze gegeben worden.

3) Wir wollen die politiſche und religiöſe Freiheit nach
den dem Volke gemachten Zuſicherungen, die wir ebenfalls
als eine bereits vorhandene rechtlich beſtehende Grundlage
betrachten ausbilden und namentlich auch auf die vollſtän-
dige Selbſtregierung in der Gemeine hinwirken.

4)- Wir behaupten, daß dem Begriff einer conſtitutionel-
len Verfaſſung gemäß die Souverainitäts- Rechte von dem
Könige und dem Volke zuſammen ausgeübt werden. Wir
wollen, daß das Volk künftighin ſeinen Antheil an derſelben
nur durch Vertreter ausübe und dieſe Vertretung durch zwei
lediglich aus der Wahl des Volkes hervorgehende Kammern
ſtattfinde. Die Bedingungen der Wahlfähigkeit und Wähl-
barkeit bleiben eine offene Frage, doch darf das Wahlrecht
in keinem Fall an perſönliche Vorrechte oder Privilegien
geknüpft werden.

5) Wir erſtreben auf dem materiellen Gebiet das Wohl
des Volkes und namentlich der arbeitenden Klaſſe, ein ge-
rechtes Maaß der Steuerpflicht nach der Steuerkraft, Beſei-
tigung des Feudalſyſtems mit allen ſeinen Konſequenzen,
Aufhebung der Patrimonial- und Dominial- Gewalt, Be-
freiung des Grundeigenthums von allen darauf haftenden
Gutsherrn -Laſten, die freiſte Dispoſitions-Befugniß des
Eigenthümers über Grund und Boden und die Beſchränkung
der Regalien endlich aber

6) Betrachten wir es als eine der National-Verſamm-
lung ganz beſonders geſtellte Aufgabe, für die Wiederherſtel-
lung der Achtung vor dem Geſetz und des Vertrauens zu
wirken und wir werden in dieſer Beziehung ſowohl allen
reactionairen, als republikaniſchen ünd anarchiſchen Tenden-
zen entgegen treten. Wir wollen keine weiteren Umwälzun-
gen, ſondern die organiſche Ausbildung und Sicherſtellung
der errungenen Rechte und Freiheiten.

Für diejenigen unſerer geehrten Leſer, welche nicht Ge
legenheit haben die pol. Zeitungen zu leſen, laſſen wir
den nachſtehenden Artikel folgen, damit auch ſie von der Ge-
ſinnung unſers neuen Miniſteriums Kenntniß erhalten.
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Berlin, 26. Juni. Aus der heutigen Sitzung der
National- Verſammlung theilt der Pr. St. A. das nachſte-
hende Programm mit, welches das neue Miniſterium
ſeiner Thätigkeit zum Grunde zu legen erklärt hat. „Wir
wollen die dauerhafte Begründung der conſtitutionellen Mon-
archie. Deshalb halten wir feſt an dem Zweikammer-Syſtem
und an dem Grundſatze, daß die geſetzgebende Gewalt von
den beiden Kammern und dem Könige gemeinſchaftlich aus
geübt werde. Deshalb wollen wir aber auch, daß die Bil-
dung jeder Kammer in einer Weiſe erfolge, durch welche ihr
hinreichendes Vertrauen und Anſehen im Volke geſichert
wird zu dieſem Zweck möge die erſte Kammkk auf eine
volksthümlichere Baſis, als in dem von der Regierung vor-

gelegten Verfaſſungs- Entwurfe vorgeſchlagen worden iſt, be
gründet werden. Wir halten uns überzeugt, das die Wün-
ſche und Bedürfniſſe des Landes die Befeſtigung der erwor-
benen Freiheit und zum Schutze derſelben, ſo wie zur
Wiederherſtellung des geſtörten Vertrauens die Stärkung
der Staats-Gewalt dringend erheiſchen, damit auf der einen
Seite keine Beſorgniß vor einem Verſuch zur Wiederherſtel-
lung des früheren Regierungs-Syſtems entſtehe, auf der an-
deren Seite die Freiheit nicht in Anarchie ausarte. So weit
die beſtehenden Geſetze nicht zur Erfüllung dieſer Aufgabe
ausreichen, werden wir keinen Anſtand nehmen, Jhre Mit-
wirkung zur Erlangung der nothwendigen Mittel in Anſpruch
zu nehmen denn die größten Gefahren im Jnnern und nach
Außen würden für Preußen und für Deutſchland daraus
entſtehen, wenn nicht bald das Vertrauen auf geſetzmäßige
Ordnung und auf feſte Begründung der conſtitutionellen
Monarchie ſich allgemein befeſtigte. Zur Erreichung dieſes
Zweckes werden wir nicht nur gemeinſam mit Jhnen die
Vereinbarung über die Staatsverfaſſung zu fördern uns be-
mühen, ſondern Jhnen auch in kurzer Zeit diejenigen Ge-
ſetze vorlegen, welche am nothwendigſten ſind, um die mit
der neuen Verfaſſung nicht vereinbarten Verhältniſſe zu än-
dern und in Harmonie mit derſelben zu bringen. Wir werden
Jhnen unverzüglich zur weiteren Entwickelung der nationalen
Wehrkraft ein Geſetz über die Bürgerwehr vorlegen ihr
Beruf iſt, die verfaſſungsmäßige Freiheit und die geſetzliche
Ordnung zu ſchützen, ſowie bei der Vertheidigung des Lan-
des gegen äußere Feinde mitzuwirken. Bereits beſitzen Sie
eine Denkſchrift, in welcher die Grundzüge eines Geſetzes
zur Befreiung des Eigenthums von den Feſſeln angedeutet
ſind, die deſſen vortheilhafteſte Benutzung in einem großen
Theile der Monarchie lähmen. Unſere eifrigſte Sorge wird
darauf gerichtet ſeyn, dies Geſetz bald zu entwerfen und
vorzulegen. Es erſcheint uns dringend nothwendig, daß die
innere Landes Verwaltung überall mit den conſtitutionellen
Grundſätzen in Einklang gebracht werde. Zu dieſem Zwecke
werden wir bald den Entwurf einer freiſinnigen Gemeinde-
Ordnung, die auf dem Grundſatze der Selbſt Verwaltung
der GemeindeJntereſſen beruht, einbringen. Jndeſſen wird
damit jener Einklang noch nicht genügend und nicht früh-
zeitig genug erreicht, und eine durchgreifende Umbildung der
Bezirks- Verwaltung iſt nothwendig, wenn die Organe der
Staats Gewalt überall harmoniſch mit dem Miniſterium
im conſtitutionellen Geiſte kräftig wirken ſollen. Wir glau-
ben, daß dies Bedürfniß allgemein erkannt wird. Deshalb
werden wir nächſtens eine Reorganiſation jener Verwaltung
anordnen, durch welche die Ausführung der Gemeinde Ord-
nung zweckmäßig vorbereitet und die Organe der Staats-
Gewalt vereinfacht und gekräftigt werden. Unſer Plan zur
Reorganiſation der Rechtspflege geht von der Abſicht aus,
die anerkannten Vorzüge des rheiniſchen Gerichtsverfahrens

und das Recht zur Geltung gebracht hat.

nern und die dieſen Zweck befördernden Vorbereitungen
zu beſchleunigen. Jn der Steuer- Geſetzgebung ſind weſent-
liche Reformen vorzubereiten die dringlichſte iſt das Auf-
hören der Steuerbefreiungen, zu deren Beſeitigung ein Ge-
ſetz vorgelegt werden wird. Zur Belebung der Erwerb-
thätigkeit, alſo zur Beſeitigung der Noth der handarbeiten-
den Volksklaſſen, giebt es für jetzt kein wirkſameres Mittel,
als die Herſtellung des geſchwächten Vertrauens auf Erhal-
tung der geſetzlichen Ordnung und der baldigen feſten Be
gründung der eonſtitutionellen Monarchie. Jndem wir mit
allen Kräften dieſes Ziel verfolgen, wirken wir alſo der Er
werbsloſigkeit und Noth am ſicherſten entgegen. Aber die
Beſchaffung von Beſchäftigung durch öffentliche Arbeiten, die
dem Lande wahren Nutzen bringen, iſt hierzu ebenfalls noth-
wendig. Wir werden daher in dieſer Beziehung den von
dem früheren Miniſterium bereits begonnenen Weg nach
Maßgabe der uns zu Gebot ſtehenden Mittel verfolgen, je
doch noch weit umfaſſendere Arbeiten zum Heil aller erwer
benden Volksklaſſen anordnen, ſobald mit Jhrer Unterſtützung
es uns gelingt, die durch Unruhen und Aufreizungen ge
nährten Beſorgniſſe vor dem Umſturz der ſtaatlichen Ver
hältniſſe zu beſeitigen und das zur Beſchaffung der erforder-
lichen Geldmittel nothwendige allgemeine Vertrauen wieder
herzuſtellen. Alſo in der Geſetzgebung, in der Verwaltung,
in unſerem Thun und Handeln nicht in abſtracten Er
klärungen, die verſchiedenartiger Deutung ausgeſetzt ſind
faſſen wir die denkwürdigen Ereigniſſe des Monats März
und unſere Anerkennung der damals ſtattgehabten Revolution
auf, einer Revolution, deren ruhmvoller und eigenthümlicher
Character darin beſteht, daß ſie ohne Umſturz aller ſtagt
lichen Verhältniſſe die eonſtitutionelle Freiheit begründet

Auf rechtlicher
Grundlage ſteht dieſe Verſammlung ſteht die Krone dieſe
Grundlage halten wir feſt.“

Am 2. Sonntag nach Trinitatis predigen in der
Schloß- und Domkirche: Vorm. Herr Conſiſtorialrath Frobenins;

Nachm. Herr Diac. Simon.
Stadtkirche: Vorm. Herr Paſtor Schellbach Nachm. Herr Diagc.

Hartung.
Neumarktskirche: Herr Paſtor Triebel.
Altenburger Kirche: Herr Pfarrverweſer Kötteritz.

Kirchennachrichten von Merſeburg.
Dom. Vacat.
Stadt. Geboren: dem Getreidemäkler Stephan ein Sohn dent

Zimmergeſellen Wolf eine Tochter. Getrauet: der Schuhmachermſtr.
Haſſe mit Frau Johanne Eleonore Dorn der Markthelfer Erbert mit Marie
Roſine Werner. Geſtorben: der hinterl. älteſte Sohn des Literaten
Friedrich von Soltau, 22 J. 4 T. alt, an Bruſtkrankheit die jüngſte Tochter
(2. Ehe) des Gepäckträgers Pertus 11 T. alt, am Stickfluß der jüngſte
Sohn des Maurers Kaßlers, 8 T. alt, an Schwäche die älteſte Tochter des
Bürgers und Schnitthändlers Heber, 4 J. 2 M. alt, an Schwäche

Neumarkt. Vacat.
Altenburg. Geboren: dem Fabrifarbeiter Genthe ein Sohn.

Getrauet: der Fuhrmann Mänecke mit der geſchiedenen Frau Marie Juſtine
Böhme. Geſtorben: eine außerehel. Tochter, 3 M. 3 W. alt, an
Krämpfen der jüngſte Zwillingsſohn des Handarbeiters Lobenſtein, 3 M.
3 W. alt, am Stickfluß der älteſte Zwillingsſohn des Handarbeiters Loben-
ſtein, 3 M. 3 W. 3 T. alt, an Krämpfen.

(976) Backhaus-Verkauf oder Verpachtung.
Es ſoll das in der Stadt Lauchſtädt belegene fiskaliſche

Backhaus entweder ſofort verkauft oder auf ein Jahr ver
pachtet werden.

Bewerber wollen ſich
in nicht ferner Zukunft im ganzen Lande zu verallgemei- Dienstag den 11. Juli 1848, Vormitt. 9 Uhr,
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im gedachten Backhauſe ſelbſt einfinden und ihre Gebote
abgeben.

Die dabei zum Grunde zu legenden im Termin zur
Veröffentlichung kommenden Bedingungen können auch vor
her in den Dienſtſtunden hier eingeſehen werden.

Merſeburg, den 26. Juni 1848.
Königliches Rentamt.

(75) Bekanntmachung.
Die Anlieferung von

25 Etr. rohen und 25 Etr. raff. Rüböl
für die hieſige Königliche Saline ſoll im Wege der öffent-
lichen Licitation an den Mindeſtfordernden überlaſſen wer-
den und iſt hierzu Termin auf
Montag den 17. Juli e., Nachmittags 2 Uhr,

in unſerem Seſſionszimmer anberaumt.
Die Bedingungen werden im Termine bekannt gemacht

werden können auch vorher in unſerer Regiſtratur eingeſe-
hen werden.

Dürrenberg, den 24. Juni 1848.
Königlich Preußiſches Salz-Amt.

(968) Verkauf.Veränderungswegen bin ich Unterzeichneter geſonnen,
mein in Geuſau belegenes Haus mit Hofraum, Scheune,
Ställe, Garten und Gemeinderecht, ſo wie 9 Morgen Per-
tinenz Acker, an den Meiſtbietenden frei und öffentlich auf
den 15. Juli 1848, Nachmittags um 2 Uhr, in dem Wirths-
hauſe zu Geuſau zu verkaufen.

Gottfried Beier.
(969) Lämmer- Auction.

Freitag den 7. Juli, Vormittags 9 Uhr, ſollen auf
dem Rittergute Wegwitz 100 Stück jährige Lämmer

meiſtbietend in kleinen Parthieen verkauft werden.
(972) Verpachtung. Sonntags den 9. Juli, des

Nachmittags 33 Uhr, ſoll das Gemeindeobſt in der Com-
mun Oberbeung an den Meiſtbietenden an Ort und Stelle
verpachtet werden.

(967) Vermiethungs- Anzeige. Jn hieſiger Al-
tenburg iſt ein freundlich gelegenes Wohnhaus worin 4
Stuben, 3 Küchen, Waſchhaus, Keller und ſonſt. Zubehör
befindlich, vom 1. October e. ab im Ganzen oder ge-
theilt zu vermiethen. Nähere Auskunft ertheilt der
Privat Secretair Rindfleiſch allhier.

(973) Logis-Vermiethung. Ein ſehr freundli-
ches, anſtändiges Logis mit allem Zubehör iſt zu Michageli
zu vermiethen, Gotthardtsſtraße Nr. 92.

(977) Logis-Vermiethung. Eine Stube mit
Zubehör iſt zu vermiethen Brühl Nr. 337.

Heſſelbarth.
(978) Logis-Vermiethung. Das ſeit längerer

Zeit vom Hrn. Lithograph Hellwig bewohnte Logis von
einer Stube nebſt Zubehör, iſt von jetzt ab anderweit zu
vermiethen. Maurer Gärtner, Brühl Nr. 338.

(979) Logis-Vermiethung. Vom 1. October
d. J. ab iſt ein Logis, beſtehend aus 2 Stuben, 3 Kam-
mern, helle Küche e. zu vermiethen beim

Uhrmacher Jlm.
(980) Zu vermiethen und ſogleich zu beziehen iſt

ein Logis, beſtehend aus 2 Stuben, Küche und Zubehör
an eine ſtille Familie. Das Nähere erfährt man beim Be
ſitzer, Markt Nr. 21.

(982) Eine Scheune iſt ſogleich zu vermiethen in
der Unteraltenburg Nr. 758.

(981) Logis-Vermiethung. Die erſte Etage im
Hauſe Nr. 89., Gotthardtsſtraßè, iſt nach Befinden ſogleich
oder zum 1. October zu vermiethen. Auch kann nöthigen-
falls Stallung für ein Pferd und Platz für einen Wagen
mit abgelaſſen werden. Karl Dietze.

(984) Logis Vermiethung. Auf dem Dom
Nr. 257. neben der Reitbahn iſt ein Familien -Logis mit
allem Zubehör zu vermiethen.

Das
Cigarren und Taback- Lager

von
Heinr. Schultze jun., Entenplan Nr. 19.,

empfiehlt gegeuwärtig eine große Auswahl in feinern als
auch ordinairen Sorten. Zwei ziemlich große Parthieen,
als: reine Kentucki- und Amaribo- Cigarren in 4 und
Kiſten, dürften beſonders preiswerth ſeyn erſtere 4 Kiſte
l Thlr., 25 Stck. 3 Sgr., und letztere 23 Thlr. pro Mille,
r Kiſte 21 Sgr. die I Kiſte 9 Sgr. und 25 Stck.
24 Sgr.

Namentlich Wiederverkäufer würden gut und bil-
lig kaufen.

circa 10 Etr. beſchriebenes, geſundes Acten-Maculatur
liegen wieder billig zu verkaufen bei

Merſeburg. Heinr. Schultze jun.
(907) Lotterie Anzeige.

Zur 1. Klaſſe 98. Lotterie, welche am 19. und 20. Juli
d. J. gezogen wird, ſind gänze, halbe und Viertel- Looſe
bei mir und meinen Untereinnehmern zu haben.

Merſeburg, den 19. Juni 1848.
Kieſelbach, Königl. Lotterie Einnehmer.

(983) Anzeige. Zweite Verſammlung des Vereins
für Städtiſche und Gewerbe Angelegenheit, findet Sonntag
den 2. Juli c. im Beyerſchen Caffeehaus ſtatt.

Merſeburg, den 29. Juni 1848.
(985) Anzeige. Künftigen Sonntag den 2. Juli,

Vormittags 10 Uhr, ſollen die 3 Gewehre im Locale der
Scheibenſchützengeſellſchaft des Bürgergartens ausgelooſet
werden.

(986) Einladung.
ſellſchaft werden zum Concert

Mittwoch den 5. Juli e.
hiermit eingeladen.

Das Directorium.
(974) Johannis-Feſt in Pritſchöna.

Sonntag den 2. und Montag den 3. Juli a. c. ladet
zu verſchiedenen Speiſen und Getränken, wobei auch für
gute Muſik beſtens geſorgt iſt, ganz ergebenſt ein

Auguſt Fiſcher, Gaſtwirth.

(970) Verloren.Am vorigen Sonntage iſt bei dem Zuge aus der Stadt
bis zum Exerzierplatze eine Brieftaſche, worinn außer andern
auch ein Gewerbeſchein auf Hrn. Getreidehändler Lange in
Halle lautend und 2 Papier-Thaler ſich befanden verloren
worden. Der ehrliche Finder wird gebeten, dieſelbe an Bäcker
meiſter Hoffmann abzugeben, die inliegenden 2 Thlr. aber
zu behalten.
Druck und Verlag von Kobitzſchens Erben. Redigirt von Carl Jurk in Merſeburg.

Die Mitglieder der Caſino-Ge-
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